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Gemeindepolitik Die Schweizerinnen und Schweizer haben überdurchschnittlich hohes Vertrauen in ihre Gemeindebehörden.
Aber sie wissen relativ wenig über Politik. «Die Schweiz ist in Sachen politischer Bildung kein Musterland»,

lautet das Fazit einer Studie, die in vier Ländern durchgeführt wurde.
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Vorzüge kleiner Gemeinden

Einwohner kleiner Gemeinden
sind sozial besser integriert,
und sie haben mehr Vertrauen
in die Behörden. Sie wissen
zudem besser Bescheid über
die Politik als die Einwohner
grosser Gemeinden. Und sie
interessieren sich mehr für
Lokalpolitik. Auch dies ist eine
Erkenntnis der Studie von Lad-
ner und Bühlmann, in der sie
hauptsächlich herausfinden
wollten, ob die «Qualität der
Demokratie» in grossen oder in
kleinen Gemeinden besser sei.

Finanziert wurde das Projekt
durch den Schweizerischen
Nationalfonds. «Gewiss haben
grosse Gemeinden ihre Vor-
züge», sagt Andreas Ladner. Er
habe Verständnis dafür, dass
man Gemeinden fusioniere,
etwa um Verwaltungskosten zu
sparen. «Man muss aber auf-
passen, dass dabei das Ver-
trauen der Einwohner in die
Politik nicht leidet.»

Durch vertrauensbildende
Massnahmen, Transparenz
und Information müsse ver-
sucht werden, die Nachteile der
Gemeinde-Vergrösserung zu
kompensieren, schreiben Lad-
ner und Bühlmann. (da)
Der Gemeinderat wirds richten
Nationalfondsprojekt über «Qualität der Demokratie» – Schweizer haben Defizit in politischer Bildung
«Die Schweizer wissen weniger
über die Politik als Personen aus
Norwegen, Dänemark und den
Niederlanden», sagt Andreas Lad-
ner, Professor an der Hochschule
für öffentliche Verwaltung in Lau-
sanne. Zum Beispiel kennen nur
drei von fünf Schweizern (63 Pro-
zent) den Namen des Gemeinde-
ammanns ihrer Wohngemeinde.
In Norwegen sind es 73,1 Prozent,
in Dänemark sogar 75,3 Prozent,
die wissen, wie ihr Gemeinde-
oberhaupt heisst. Einzig in den
Niederlanden, die grössere Ge-
meinden haben als die Schweiz,
ist der Wert mit 59,2 Prozent tiefer.

Die Zahlen stammen aus ei-
nem internationalen Projekt, das
gleichzeitig in den vier Ländern
durchgeführt wurde. Finanziert
wurde die Umfrage in der Schweiz
vom Nationalfonds.

«Stiefmütterlich behandelt»

Ladner sieht ein Defizit in der
politischen Bildung der Schwei-
zer. «Wenn man bedenkt, wie
stiefmütterlich die politische
Bildung in den Schweizer Lehr-
plänen behandelt wird, so eröff-
net sich ein beachtliches Verbes-
serungs-Potenzial», lautet eine
der Schlussfolgerungen der Stu-
die. Ladner hat sie zusammen mit
Marc Bühlmann von der Univer-
sität Zürich verfasst.

Wissen und Einstellung

Die beiden Politwissenschafter
haben über 1500 Personen aus
Gemeinden unterschiedlicher
Grösse über ihr politisches Wissen
befragt, über ihre Einstellung zur
lokalen Politik und über ihre poli-
tischen Aktivitäten.

«Auf welcher staatlichen Ebene
wird die AHV verwaltet?», oder
«Wer erteilt Baubewilligungen?»
Geht es um die Beantwortung sol-
cher Fragen, ziehen wir Schweizer
im internationalen Vergleich
deutlich den Kürzeren, wie der
Vergleich unter den vier Ländern
zeigt. Die Frage nach den Bau-
bewilligungen haben in der
Schweiz 65 Prozent richtig beant-
wortet. In Norwegen waren es
über 90 Prozent, in Dänemark
und den Niederlanden immerhin
über 80 Prozent. Dabei haben wir
Schweizer eine hohe Meinung von
unserer politischen Kompetenz.
Auf die Frage, ob sie sich eine poli-
tische Tätigkeit zutrauten, sagen
relativ viele Schweizer Ja. Die Nor-
weger, Dänen und Holländer sind
da zurückhaltender.

Tiefe Wahlbeteiligung

Punkto Wahlbeteiligung kön-
nen wir im internationalen Ver-
gleich ohnehin nicht mithalten.
Diese ist in der Schweiz deutlich
tiefer als in den Vergleichslän-
dern. Als Grund dafür vermutet
Andreas Ladner die direkte De-
mokratie mit den vielen Volks-
abstimmungen. «Die Wahlen ha-
ben in den drei anderen Ländern
eine viel grössere Bedeutung»,
sagt der Politologe.

Hohe Meinung von Behörden

Von ihren lokalen Behörden
haben die Schweizer eine hohe
Meinung. Jedenfalls schätzen sie
deren «Integrität und Kompe-
tenz» höher ein als die Norweger,
Dänen und Holländer. Und die
Schweizer vertrauen darauf, dass
es ihr Gemeinderat «schon recht
macht».

In Norwegen, Dänemark und
den Niederlanden ist das Vertrau-
en in die lokalen Behörden deut-
lich geringer.

Zufrieden mit Institutionen

Mit dem «Leben in der Ge-
meinde» seien die Schweizer etwa
gleich zufrieden wie andere, sagen
Ladner und Brühlmann. Mit den
Dienstleistungen und Einrichtun-
gen der Gemeinde sind sie gar
zufriedener als die Einwohner der
drei Vergleichsländer, und damit
auch mit dem Funktionieren der
lokalen Demokratie.

Auch wenn die beiden Polito-
logen den Schweizern insgesamt
ein gutes Zeugnis ausstellen, was
ihr Verhältnis zum Staat anbe-
langt – der Begriff Musterland
wäre fehl am Platz, schreiben sie.

David Angst
«Gelebte Demokratie ist die beste Staatskunde»
Felix Baumer, Leiter des St. Galler Amtes für Volksschule, verteidigt den staatspolitischen Schulunterricht
Herr Baumer, wussten Sie, dass die
Schweizer relativ schlecht Bescheid
wissen über politische Zusammen-
hänge?
Felix Baumer: Das ist nicht völlig
neu und trifft wohl auf Jugend-
liche und Erwachsene zu. Ich
kenne eine frühere Studie, aus der
hervorging, dass das Wissen in
staatspolitischen Fragen bei
Schweizer Jugendlichen im Ver-
gleich mit anderen Ländern ge-
ringer ist. Die gleiche Studie zeigt
aber auch, dass unsere Jugend-
lichen bezüglich Zufriedenheit
mit dem Staat und ihren Lebens-
umständen weit oben stehen.

Wie erklären Sie sich denn das
Wissensdefizit der Schweizer?
Baumer: Die von Ihnen zitierte
Studie kenne ich nicht. Ich weiss
daher auch nicht, wo konkret
diese Defizite liegen sollen. Es ist
für mich aber nachvollziehbar,
dass Jugendliche, denen es gut
geht, weniger Interesse an Politik
haben als solche, die ihre einzige
Hoffnung auf eine Änderung des
politischen Systems setzen.

In der Schweiz weiss jeder Dritte
nicht, auf welcher Ebene ein Bau-
bewilligungsverfahren abläuft.
Baumer: Eigentlich müsste die
Studie darauf eine Antwort geben.
Sicher lernen unsere Jugendli-
chen den Unterschied zwischen
der kommunalen, der kantonalen
und der Bundesebene. Wo nun
aber konkret ein Baugesuch ein-
zureichen ist, ist für einen 15-Jäh-
rigen weniger relevant. Aber es ist
wichtig, dass er lernt, wie er an sol-
che Informationen herankommt,
wenn er sie braucht. In der Pisa-
Studie, welche wohl repräsentati-
ver ist, lagen die St. Galler Schüler
im Übrigen insgesamt über den
drei erwähnten Staaten.

Und wie beschaffen sich die
St.Galler Schüler Informationen?
Baumer: Wir haben in den letz-
ten fünf Jahren unser Informatik-
konzept mit «Schulen ans Inter-
net» umgesetzt. Ich bin über-
zeugt, dass unsere Schüler einen
sehr guten Umgang mit Informa-
tionsquellen haben. In jedem
Schulzimmer stehen Computer.
Gehen Sie im Internet einmal
auf www.lernareal.ch. Sie werden
staunen, was unsere Schüler in
der dritten Oberstufe in den Fä-
chern Deutsch, Französisch, Eng-
lisch, Mathematik und den Natur-
wissenschaften alles lernen und
anwenden können. Bei der Fülle
des Wissens und der Flut von In-
formationen hat das lexikalische
Wissen an Bedeutung verloren.

Trotzdem: Ladner und Bühlmann
kommen zum Schluss, dass die
Volksschule der politischen Bildung
zu wenig Aufmerksamkeit schenkt.
Baumer: Man kann immer und
überall mehr tun. Bei den rand-
vollen Stundenplänen unserer
Kinder geht aber immer eins zu-
lasten des anderen. Das Schwer-
gewicht der politischen Bildung
liegt nach meiner Auffassung bei
den Berufs- und Mittelschulen,
weil die Jugendlichen in diesem
Alter ihre Mündigkeit erreichen
und damit ihre politischen Rechte
erhalten. Die Aufgabe der Volks-
schule liegt zwar auch in der Wis-
sensvermittlung, vor allem aber
in der Erziehung zur Gemein-
schaftsfähigkeit auf der sozialen
Ebene. So betrachtet ist die beste
Staatskunde eine gelebte Demo-
kratie in der Schule.
Es ist im Lehrplan nicht genau
definiert, was die Schüler an
politischem Wissen lernen sollen.
Baumer: Es sind für alle Stufen
Lernziele formuliert. Die politi-
sche Bildung gehört in unserem
Lehrplan in den Themenbereich
«Individuum und Gemeinschaft».
Dieser wiederum ist ein Teil des
Fachbereichs «Mensch und Um-
welt». Es ist im Lehrplan fest-
gehalten, dass der Schüler in drei
Jahren Oberstufe mindestens 120
Lektionen «Individuum und Ge-
meinschaft» bekommt. Politische
Bildung ist aber wie gesagt nur ein
Teil davon, und sie geht in der Pra-
xis wenn möglich von der Aktuali-
tät aus wie zum Beispiel Wahlen
und Abstimmungen oder lokal-
politische Ereignisse.

Es gibt also auch kein verbindliches
Lehrmittel?
Baumer: Wir haben im Kanton
St. Gallen kein obligatorisches
Staatskunde-Lehrmittel, das ist
aber auch in anderen Fächern so.
Die Schulen können aus einem
grossen Angebot frei auswählen.
Unter www.lehrmittelverlag.ch
haben wir eine Plattform geschaf-
fen, auf der sich die Lehrkräfte
laufend über neue Angebote im
Bereich Staatskunde informieren
können.

Zum Beispiel?
Baumer: Die meisten Schulen
kennen die Broschüre «Der Bund
– kurz erklärt.» Ein anderes Bei-
spiel ist der Film «Mais im Bun-
deshuus». Dazu gibt es ein ganzes
Medienpaket.

Aber es fehlt ein Standard-Lehr-
mittel für Staatskunde.
Baumer: Die interkantonale
Lehrmittelzentrale, an der auch
der Kanton St. Gallen beteiligt ist,
arbeitet gegenwärtig an einem
neuen Staatskunde-Lehrmittel
für die Oberstufe.
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Grosses Vertrauen in die lokalen Behörden: Schweizerinnen und Schweizer sind mit ihrer Gemeinde sehr zufrieden.
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